
A Z  FL-9494 Schaan 108. Jahrgang Nr. 222 Samstag, 4. Oktober 1986 

Erscheint Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag, Freitag und Samstag • Jeden Donnerstag Grossauflage • Amtliches Publikationsorgan • Tel. (075) 2 42 42 • Einzelpreis: 60 Rp. 

AKTUELL 
Diplomat wieder frei 

Einige Stunden nach seiner Ent­
führung in Teheran ist nach einer 
Mitteilung aus Damaskus ein füh­
render syrischer Diplomat wieder 
freigelassen worden. Ein syrischer 
Regierungssprecher sagte am Frei­
tag: «Die Sache ist jetzt vorbei. 
Her r  Machmud befindet sich nicht 
mehr in der  Gewalt der  Entführer.» 

Sieben Iraker hingerichtet 
In Irak sind nach Mitteilung der 

Bagdader Regierung vom Freitag 
sieben Mitarbeiter von Behörden 
und Geschäftsleute hingerichtet 
worden, die wegen Annahme von 
Schmiergeldern zum Tode verurteilt 

. worden waren. Die Todesurteile 
seien durch den Strang vollstreckt 
worden, berichteten Bagdader Ta­
geszeitungen, machten aber keine 
Angaben über  den Zeitpunkt. 

Polizeichef entgeht 
Mordanschlag 

Einen Tag nach dem indischen 
Ministerpräsidenten Rajiv Gandhi 
ist am Freitag auch der  Chef  der 
Polizei des nördlichen Unionsstaa­
tes Punjab, Julius Ribeiro, knapp 
einem Mordanschlag entgangen. 
Die Nachrichtenagentur U N I  be­
richtete, zwei der Leibwächter des 
Beamten seien von den Attentätern 
erschossen worden. D e r  Agentur 
zufolge ereignete sich der  Überfall 
in der  Nähe der Stadt Jallundar. Es  
hiess, Ribeiro sei unverletzt einem 
Kugelhagel entgangen. 

Erbprinzenpaar 
nach Holland 

(pafl) - A u f  Einladung I .M.  Königin 
Beatrix der  Niederlande hält sich das 
Durchlauchte Erbprinzenpaar am 3. und 
4. Oktober 1986 zu den Eröffnungsfeier­
lichkeiten de r  letzten Ausbaustufe des 
Plan Delta in den Niederlanden auf. Die­
ser Plan wurde nach den grossen Über­
schwemmungen des Jahres 1953 in den 
Niederlanden beschlossen und findet 
hiermit seinen Abschluss. Z u  den Feier­
lichkeiten wurden alle Anliegerstaaten 
des Rheines eingeladen sowie die Staa­
ten, die im Jahre 1953 bei den schweren 
Überschwemmungen geholfen.haben. 

KSZE-Vorbereitungskonferenz 
ringt um Tagesordnung 

Wien (AP) Bei den Wiener Vorberei­
tungsgesprächen für das am 4. November 
beginnende dritte Folgetreffen der  Kon­
ferenz für Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa (KSZE) ringen die Dele­
gierten aus Ost  und West nach wie vor 
um einen Kompromiss in Fragen der  Ta­
gesordnung und des Verfahrens. Der  
österreichische Delegationschef Rudolf 
Torovsky teilte am Freitag mit, dass die 
neutralen und blockfreien Staaten einen 
Kompromissvorschlag vorgelegt hätten, 
der von «der gegenwärtigen günstigen 
Ost-West-Entwicklung nicht unbeein-
flusst» sei. Die Gespräche, die am Mon­
tag zu Ende gehen sollen, seien bisher in 
einem «unpolemischen, sachlichen und 
fast freundschaftlichen Klima» verlaufen, 
sagte Torovsky. 

Streitpunkt ist in erster Linie die Zahl  
der  öffentlichen Sitzungen. Die neutralen 
Staaten haben nunmehr vorgeschlagen, 

' dass neben den traditionell öffentlichen 
Sitzungen zu Beginn und zum Abschluss 
auch Sitzungen vor und nach Konferenz­
pausen zugänglich gemacht werden. D e r  
Westen hatte eine öffentliche Sitzung pro  
Woche gefordert, der  Osten ein Beibe­
halten der  bisherigen Regelung befürwor­
tet. Die Annahme des Kompromisses 
würde nach den Worten Torovskys eine 
«radikale Neuerung» darstellen. Ausser­
dem könnte dem Vorschlag zufolge das 
Thema Menschenrechte ausführlich zur 
Sprache kommen. 

Den Massnahmen zur weiteren Förderung des öffentlichen Verkehrs soll Priorität 
eingeräumt werden. Mit der attraktiveren Gestaltung des öffentlichen Verkehrs sollen 
künftig vermehrt Berufstätige und andere Verkehrsteilnehmer zum Umsteigen au f  das 
Postauto gewonnen werden. (Bild: Brigitt Risch) 

Wird die Benützung des Postautos attraktiver? 
Die Förderung des öffentlichen Verkehrs soll mit weiteren Massnahmen vorangetrieben werden 

Den grossen Zuspruch, den die Postau­
tos am autofreien Sonntag erhielten, er-
reichten sie am Sonntag danach nicht 
mehr. Die Aufrufe zum Verzicht auf das 
private Motorfahrzeug und der an den 
autofreien Sonntagen geltende Nulltarif 
haben zweifellos dazu beigetragen, dass 
an diesem bestimmten Tag die Bele­
gungsquote der Postautos bedeutend hö­
her ausfiel. Das Umsteigen breiter Bevöl­
kerungsschichten auf die öffentlichen 
Verkehrsmittel ist aber trotz dieser er­
folgversprechenden Massnahmen noch 
nicht in Gang gekommen. 

D e m  seit längerer Zeit  verfolgten An­
liegen, die Berufstätigen und die sporadi­
schen Autofahrer vermehrt zum Verzicht 
auf das private Motorfahrzeug und zur 
Benützung der  Firmenbusse oder Postau­
tos zu bewegen, stehen zur Realisierung 
einige grundsätzliche Probleme unter­
schiedlicher Natur gegenüber. Erstens ist 
unser gesamtes Netz der  Strassen für den 
individuellen Verkehr gebaut und ausge­
baut worden, so dass die verstärkte Fre­
quenz von Postautos bereits auf verkehrs­
technische Hindernisse stösst. Als näch­
ster Punkt kommt die starke Zersiedlung 
hinzu, die es beinahe unmöglich macht, 
einen sinnvollen und effizienten Bus­
dienst bis in alle - zum Teil recht weitläu­
figen und weit abgelegenen - Quartiere 
aufrecht zu erhalten. Schliesslich darf 
nicht ausser acht gelassen werden, dass 
das Auto als bequemes, flexibles und auf 
individuelle Wünsche zugeschnittenes 
Verkehrsmittel ein wesentlicher Teil un­
serer modernen Gesellschaft darstellt. 
Was also ist zu tun,  u m  die Leute ver­
mehrt zum Umsteigen zu bewegen? 

Priorität für öffentlichen Verkehr 
Der  Regierung liegt seit einiger Zeit 

der  Bericht einer Kommission vor, die 
sich mit der  Förderung des öffentlichen 
Verkehrs eingehend befasste und eine 
Reihe von Thesen zu einem künftigen 
Verkehrskonzept ausarbeitete. Wie Re­
gierungsrat Wilfried Büchel auf Anfrage 
erklärte, möchte e r  im Ressort Verkehr 
auf  dieser Grundlage einige Zielsetzun­
gen realisieren und einige Massnahmen 
durchsetzen. Doch bereits die erste dieser 
Zielsetzungen dürfte sehr schwierig 
durchzusetzen sein, wenn es nämlich dar­
um geht, das heutige Gesamtverkehrsvo­
lumen nicht weiter anwachsen zu lassen 
und dafür die Verkehrsleistungen des öf­
fentlichen und nichtmotorisierten Ver­
kehrs innerhalb dieses Verkehrsvolumens 
zu steigern. Staatlicher Zwang, wie e r  für 
die umfassende Realisierung dieser These 
erforderlich wäre, kann in diesem Zu­
sammenhang wohl als unrealistisch und 
undurchführbar beiseite geschoben wer­
den. Der  Aufruf zur Freiwilligkeit und 
flankierende Massnahmen mit erhöhter 
Attraktivität- für die öffentlichen Ver­
kehrsmittel können zweifellos auch einen 
Beitrag zur Verwirklichung solcher Ziele 

leisten, doch dürfen in bezug auf die posi­
tiven Ergebnisse nicht zu hohe Massstäbe 
angelegt werden. 

Attraktivität der Postautos erhöhen 
Eine weitere dieser Thesen besagt, 

dass die Postautos umso mehr benützt 
werden, je attraktiver deren Benützung 
gestaltet wird. Z u  diesen Massnahmen 
gehören, wie Regierungsrat Wilfried Bü­
chel erklärt, die Minimierung de r  Um-
steig<*.bewegungen und die Optimierung 
der Anschlüsse. Wenn also ein Berufstä­
tiger in Schellenberg uas Postauto be­
nützt, um zu seinem-Arbeitsplatz nach 
Triesen zu gelangen, so sollte e r  mög­
lichst nie umsteigen müssen oder  im Falle 
eines notwendigen Umsteigens über 
einen sofortigen Anschluss zur Weiter­
fahrt verfügen. Auf  den Hauptverkehrs­
verbindungen soll, wie Regierungsrat Bü­
chel ausführte, ein Taktfahrplan in Kraft 
gesetzt werden, nach dem in dichter Fol­
ge während den Hauptverkehrszeiten die 

entsprechenden Busse zur  Verfügung ste­
hen. Ausserdem sind Bestrebungen im 
Gange, den Fahrplan in die Abendstun­
den hinein zu verlängern, damit für Besu­
cher von Abendveranstaltungen, Konzer­
ten, Kinos oder Weiterbildungskursen 
die Möglichkeit besteht, mit dem Postau-
to nach Hause zu fahren. 

Zur  attraktiveren Gestaltung gehört 
aber nicht nur  ein gut ausgebauter Fahr­
plan und ein möglichst umfassendes und  
dichtes Liniennetz, sondern auch ein er­
höhter Service für die Postautobenützer. 
Diese erhöhte Servicequalität beginnt bei  
der  möglichst raschen und  einfachen In­
formation über  die Fahrzeiten und dem 
schnellen und unproblematischen Fahr­
scheinbezug (wenn nicht gar Nulltarif) 
und endet mit gut ausgebauten und wet­
terfesten Haltestellen sowie gemütlich 
ausgestatteten Autobussen. A n  Möglich­
keiten und vor allem an  Ideen fehlt e s  
nicht, doch deren Umsetzung wird nicht 
ohne Probleme vor sich gehen. (G. M. )  

Berner Regierung für Ausstieg aus Kernenergie 
Bern (AP) Die Berner Regierung hat 

sich als erste Exekutive eines Kantons, 
der ein Kernkraftwerk betreibt, für einen 
Ausstieg aus der Kernenergie ausgepro-
chen. Während sich der Regierungsrat 
gegen den Bau des geplanten Kernkraft­
werks Graben ausspricht, hält e r  eine 
vorzeitige Stillegung der Zweitältesten 
Schweizer Kernenergieanlage in Mühle­
berg und des zugehörigen Zwischenlagers 
für mittelradiaktive Abfälle nicht für 
sinnvoll, wie er in seinen Antworten auf 
vier Motionen und eine Interpellation aus 
dem Grossen Rat  schreibt. Die Berni­
schen Kraftwerke (BKW), die das Kern­
kraftwerk Mühleberg betreiben und  an 

verschiedenen anderen gebauten und ge­
planten KKWs beteiligt sind, wollen erst 
nach einer eingehenden Analyse des re-
gierungsrätlichen Berichts Stellung neh­
men, wie der stellvertredende BKW-Di-
rektor Adolf Meichle au f  Anfrage er­
klärte. 

Eine Stillegung der  Nuklearanlage in 
Mühleberg sei unrealistisch, heisst es in 
den Antworten der Berner Regierung. 
Das Abstellen des KKW würde die Ber­
nischen Kraftwerke (BKW) zwingen. 
Strom aus anderen Kantonen oder  aus 
dem Ausland zu kaufen, der  wieder zu 
einem grossen Teil nuklearen Ursprungs 

.sei. 

KOMMENTAR 
Das erleichterte Einbürgerungsverfah­

ren, das es ausländischen Kindern liech­
tensteinischer Mütter ermöglichen soll, oh­
ne die sonst übliche Bürgeräbstimmung in 
das Bürgerrecht aufgenommen zu  werden, 
steht wiederum auf der Tagesordnung der 
nächsten Landtagssitzung. Sofern alles 
planmässig verläuft, legt die mit der Berei­
nigung einiger offener Fragen betraute 
parlamentarische Kommission in den 
nächsten Tagen ihren Bericht zuhanden 
des Landtags vor, der dann Gegenstand 
der Detailberatung und Verabschiedung 
im Parlament sein wird. Da die Kommis-

Warum so geheim? 
sionsarbeit mit dem Mantel des Schwei­
gens umhüllt wird und unsinnigerweise in 
den meisten Fällen auch der Kommis­
sionsbericht vor der Beratung im Landtag 
für  die Öffentlichkeit nicht zur Verfügung 
steht, weiss ausserhalb des Landtags nie­
mand, welche Beschlüsse den Abgeordne­
ten vorliegen. Dabei handelt es sich bei der 
Frage der erleichterten Einbürgerung um 
einen Problemkreis, den der einzelne Bür­
ger auch gerne diskutieren würde. 

Zwar hat der Bürger das Recht, gegen 
einen Landtagsbeschluss das Referendum 
zu ergreifen und eine Volksabstimmung 
zu verlangen. Vielleicht gibt der Landtag 
die Vorlage von sich aus zur  Volksabstim­
mung weiter. Die Mitbestimmung des 
Bürgers ist also gewährleistet, aber der 
Bürger kann nur noch mit Ja oder Nein 
seine Zustimmung oder Ablehnung doku­
mentieren. Wäre jedoch die Kommissions­
vorlage vorher bekannt, würden die An­
träge der Kommission nicht unter Ver­
schluss gehalten, sondern der Öffentlich­
keit zugänglich, so wäre die Mitwirkung 
des Volkes in einer derart wichtigen Sache 
differenzierter möglich. Es geht nämlich 
nicht nur um Ja oder Nein, sondern auch 
um die Inhalte der verschiedenen Bestim­
mungen. 

Bevor der Landtag endgültig entschei­
det, sollte der Bürger nochmals die Mög­
lichkeit zur Diskussion der ausgearbeite­
ten Vorschläge haben. Schliesslich sind die 
Landtagsabgeordneten die Vertreter des 
Volkes, sie gehören nicht irgendeinem Ge­
heimbund an. (G.M.) 

US-Geiseln melden 
sich auf Videoband 

Beirut (AP) Zwei in Libanon als Gei­
seln genommene Amerikaner, darunter 
der  Nahost-Chefkorrespondent der 
Nachrichtenagentur A P  Terry Anderson, 
haben sich am Freitag auf einem Video­
band gemeldet. In der Nachricht, die 
westlichen Nachrichtenagenturen in Bei­
rut von der Extremistengruppe «Islami­
scher Heiliger Krieg» zugesandt wurde, 
drängen die Geiseln unter Hinweis auf 
die Lösung des Falles Daniloff die ameri­
kanische Regierung, sich auch um ihre 
Freilassung zu bemühen. Die U S A  müss-
ten dabei die gleichen Anstrengungen un­
ternehmen wie bei d e m  unter Spionage­
verdacht in der  Sowjetunion verhafteten 
US-Journalisten Nicholas Daniloff, for­
derten Anderson und  de r  Mitgefangene 
David Jacobsen. Die zwei Geiseln teilten 

:mit, dass der  — schon früher als tot  ge­
meldete — 58jährige William Buckley. 
de r  Mitglied de r  US-Botschaft in Beirut 
war, in der  Geiselhaft «ermordet» wor-
iden sei. 
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